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Prof. Dr. Jürgen Held

-Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz-

Individualrechtsschutz bei fehlerhaftem Verwaltungsverfahren

I. Einleitung

Die Auseinandersetzung mit dem Verwaltungsverfahren hat wieder Konjunktur. 

Bereits in den 1970er Jahren war die Bedeutung des Verfahrens für die Entscheidungsfindung, aber auch für die Teilhabe des Bürgers betont und der „statusactivusprozessualis“ (Häberle) proklamiert worden.
 Dann hatte das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss zum Atomkraftwerk Mülheim-Kärlich vom 20. Dezember 1979 festgestellt, dass „Grundrechtsschutz weitgehend auch durch die Gestaltung von Verfahren zu bewirken ist“.
 Diese verfassungsgerichtlichen Weihen des Verwaltungsverfahrens und die Betonung verfahrensrechtlichen Denkens haben in den folgenden Jahren aber nicht die zum Teil erhoffte, zum Teil aber auch befürchtete Aufwertung des Verwaltungsverfahrensrechts gebracht. Vielmehr ist eine Ernüchterung eingetreten, für die auch Entscheidungen des Gesetzgebers mit dem Ziel einer Beschleunigung von Genehmigungs- und Planungsverfahren verantwortlich sind.

In letzter Zeit mehren sich wieder Stimmen derjenigen, die für eine stärkere Prozeduralisierung des Verwaltungsrechts eintreten.
 Dabei konzentriert sich die Diskussion auf das Verfahren für die Genehmigung komplexer Großvorhaben und die Anwendung des – auch europäischen – Umweltrechts. Aufgeschreckt durch die Erfahrungen mit dem Eisenbahnprojekt „Stuttgart 21“ wird eine stärkere Mitwirkungsmöglichkeit der Öffentlichkeit im Verwaltungsverfahren gefordert. Der Beirat für Verwaltungsverfahrensrecht beim Bundesministerium des Innern spricht sich für eine Novellierung des Verwaltungsverfahrensgesetzes aus, die insbesondere eine frühzeitige Bürgerbeteiligung im Planfeststellungsverfahren vorsieht.
 Eine intensivere Befassung mit dem Stellenwert von Vorschriften des Verwaltungsverfahrens ist aber vor allem durch die Europäisierung des Verwaltungsrechts ausgelöst worden.

Grund genug, um sich über den Stand des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes gegenüber verfahrensfehlerhaften Behördenentscheidungen erneut zu vergewissern. Hierbei wird sich der Beitrag auf den Rechtsschutz des Einzelnen konzentrieren, weil der Umfang des Verbandsklagerechts bereits andernorts thematisiert worden ist.
 Die Darstellung beginnt mit der deutschen Rechtslage, um dann jeweils aber auch die europarechtlichen Implikationen mit in den Blick zu nehmen.

Im Ergebnis soll gezeigt werden, dass die wiederholt geäußerte Kritik, die deutschen Verwaltungsgerichte würden der Bedeutung des Verfahrensrechts nicht ausreichend gerecht,
 in dieser Allgemeinheit nicht zutrifft. Ferner soll  zu mehr dogmatischer Klarheit beigetragen werden. Es werden differenziert die Gründe benannt, warum im Einzelfall trotz festgestellten Verfahrensfehlers der erhoffte Klageerfolg ausbleibt. Nicht selten werden nämlich Fragen der drittschützenden Wirkung von Verfahrensvorschriften mit solchen des Fehlerfolgenregimes vermischt. Und auch bei der in § 46 VwVfG normierten Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern wird nicht hinreichend zwischen tatsächlicher und rechtlicher Alternativlosigkeit unterschieden. Ein solch differenzierter Blick ist auch notwendig, wenn man die europarechtlichen Auswirkungen auf das deutsche Verwaltungsrecht zutreffend einordnen will. 

II. Begriff und Funktion des Verwaltungsverfahrensrechts

Bevor die einzelnen Hürden für eine erfolgreiche Geltendmachung von Fehlern im Verwaltungsverfahren erläutert werden, bedarf es zunächst einiger begrifflicher Klärungen.

1. Begriff des Verwaltungsverfahrensrechts

Wenn im Verwaltungsverfahrensgesetz von Verfahrensvorschriften die Rede ist, sind Vorschriften gemeint, die die äußere Ordnung der Informationsbeschaffung und die Interaktion der Verfahrensbeteiligten regeln.
 Dieses Verständnis kommt in der Legaldefinition des Verwaltungsverfahrens in § 9 VwVfG zum Ausdruck, wenn dort auf die „nach außen wirkende Tätigkeit der Behörden“ abgestellt wird. Typische Regelungen des Verwaltungsverfahrens sind daher: Vorschriften über den Beginn des Verfahrens (§ 22 VwVfG); Anhörung von Behörden oder anderer Träger öffentlicher Belange (§ 73 Abs. 2 VwVfG); Anhörung des Betroffenen (§ 28 VwVfG) bzw. der Öffentlichkeit (§ 73 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG); Akteneinsichtsrecht (§ 29 VwVfG).

Von der Interaktion der Verfahrensbeteiligten ist der (innere) Prozess der Willens- und Entscheidungsbildung zu unterscheiden.
 Die interne Willensbildung bei den Angehörigen der Behörde wird auf der Grundlage der im Verfahren gewonnenen Informationen durch inhaltliche Vorgaben gesteuert, neben Vorschriften des zwingenden Rechts etwa durch Ermessens- oder Abwägungsdirektiven. Sie werden dem materiellen Recht zugerechnet.

Nach außen wirksame Koordination der Verfahrensbeteiligten und interner Prozess der Entscheidungsfindung sind natürlich aufeinander bezogen. Nicht selten führen unterlassene oder fehlerhaft durchgeführte Verfahrenshandlungen zu Defiziten im inhaltlichen Willensbildungsprozess der zur Entscheidung berufenen Amts​walter.
 Nur wird im deutschen Verwaltungsrecht – bislang zumindest - beides voneinander getrennt. 

In einem weiten Verständnis werden allerdings auch Vorgaben zur Strukturierung des inneren Willensbildungs- und Entscheidungsprozesses als Verfahrensvorschriften (für das „innere Verfahren“) aufgefasst. Ein solch weites Begriffsverständnis findet sich auch im Europäischen Gemeinschaftsrecht.
 So verlangt die UVP-Richtlinie – als Verfahrensnorm - die Bewertung und Berücksichtigung der ermittelten Auswirkungen eines Projekts auf die Schutzgüter (Art. 3 und 8 UVP-RL). Nach deutschem Verwaltungsrecht handelt es sich um Abwägungsdirektiven.
 Diese Unterschiede im Verfahrensbegriff müssen bei der Umsetzung des Gemeinschaftsrechts in nationales Recht bedacht werden. Was nach dem weiten Verfahrensbegriff ein Verfahrensfehler ist, wird nach unserer Rechtsordnung etwa als Abwägungsdefizit erfasst.
 Die Unterschiede relativieren sich zum Teil durch ähnliche Fehlerfolgenregelungen (vgl. § 75 Abs. 1 a VwVfG). 

Dem weiten Verfahrensbegriff liegt letztlich ein anderes Modell zur Steuerung des Verwaltungshandelns zugrunde. So gehen etwa die UVP- und die IVU-Richtlinie davon aus, dass die beim Betrieb einer Industrieanlage zu beachtenden Schutzstandards nicht, jedenfalls nicht vollständig, materiell-rechtlich vorgegeben sind, sondern erst im jeweiligen Genehmigungsverfahren situativ erarbeitet und dann festgeschrieben werden.
  In einem solchen Modell verliert die Unterscheidung zwischen formellem und materiellem Recht an Bedeutung, zugunsten eines prozeduralen Verständnisses des Verwaltungshandelns.

2. Funktion des Verwaltungsverfahrens

Ein Verwaltungsverfahren hat zunächst einmal dienende Funktion. Seine Durchführung erfüllt keinen Selbstzweck. Es dient vielmehr der Hervorbringung einer richtigen Entscheidung.

Die Beachtung der Vorschriften des Verwaltungsverfahrens ist somit Mittel zum Zweck, im Rahmen der materiell-rechtlichen Vorgaben zu einer richtigen, nämlich unter Auswertung aller entscheidungsrelevanten Informationen sachangemessenen Entschei​dung zu gelangen (instrumentelle Funktion des Verwaltungsverfahrens
). Die „Richtigkeitsgewähr durch Verfahren“ gilt unabhängig von der Intensität der materiell-rechtlichen Steuerung des Behördenhandelns. Auch gebundene Entscheidungen verlangen eine sorgfältige Ermittlung des Sachverhalts. Bei Entscheidungsspielräumen der Behörde hat die Beachtung des Verfahrensrechts darüber hinaus komplementäre Rechtsschutzfunktion.

Neben der primären Funktion der Gewährleistung rechtmäßiger und sachangemessener Entscheidungen kann das Verwaltungsverfahren auch konsensstiftende Bedeutung haben (nichtinstrumentelle Funktion
). Die Art und Weise, in der die Behörde ihre Entscheidung erarbeitet, kann zu deren Akzeptanz beim davon betroffenen Bürger beitragen. Erfolgt die Informationsbeschaffung in einem offenen und transparenten Verfahren, dessen Ablauf den Bürgern erklärt und bei dem ihr eigener Beitrag zur Erarbeitung der Entscheidungsgrundlage erkannt wird, kann dies zur Annahme der Behördenentscheidung beitragen. Ein in dieser Hinsicht gelungenes Verfahren erbringt einen Mehrwert, der über die Gewährleistung einer sachrichtigen Ent​scheidung hinausgeht.
 Diese auch als demokratische Funktion umschriebene Bedeutung des Verwaltungs​verfahrens wird gerade aktuell aus Anlass der Erfahrungen mit dem Eisenbahnprojekt „Stuttgart 21“ diskutiert.

Es stellt sich die Frage, ob die konsensstiftende Leistung eines (gelungenen) Verfahrens nur ein willkommener Nebeneffekt seines primären Sachentscheidungsbezugs ist oder ob darin ein eigenständiger Zweck des Verfahrensrechts insgesamt oder einzelner Verfahrensvorschriften zum Ausdruck kommt. Nimmt man Letzteres an, stellt sich die weitere Frage, ob den Verfahrensvorschriften wegen dieser „demokratischen Funktion“ der Rang absoluter Verfahrensvorschriften mit der Folge eines ergebnisunabhängigen Sanktionsanspruchs im Falle ihrer Verletzung zuerkannt werden muss. Diese weitreichende Folgerung bedarf m.E. der Entscheidung des Gesetzgebers (vgl. jetzt: § 4 Abs. 1 und Abs. 3 UmwRG).
 § 46 VwVfG betont die relative Bedeutung des Verwaltungsverfahrensrechts.

III. Rechtsverletzung durch Verfahrensfehler

Der deutsche Verwaltungsprozess ist – vorbehaltlich abweichender gesetzlicher Regelung - auf den Schutz subjektiver Rechte ausgerichtet (§ 42 Abs. 2 VwGO).
 Eine Nachbarklage kann nur dann Erfolg haben, wenn die Behördenentscheidung nicht nur objektiv rechtswidrig ist, sondern die verletzte Norm des objektiven Rechts Schutzwirkungen zugunsten des Klägers entfaltet (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

Beim Adressaten eines belasteten Verwaltungsakts führt die subjektive Rechtsschutz​konzeption deshalb zu keiner Einschränkung in der Kontrolle des objektiven Rechts, weil ihm ein Anspruch auf objektive Rechtmäßigkeit des Hoheitsakts zuerkannt wird.
 Dasselbe gilt für die von einem Planfeststellungsbeschluss enteignungsrechtlich vor​wirkend Betroffenen, denen nach Art. 14 Abs. 3 GG ein Vollüber​prüfungsanspruch auf Beachtung der Anforderungen des objektiven Rechts zusteht, sofern dies für die eigene Rechtsbetroffenheit erheblich ist.

1. Schutznormlehre bei mittelbarer Betroffenheit

Den von einem Verwaltungsakt mittelbar Betroffenen wird kein Vollüberprüfungsanspruch zugestanden. Vielmehr prüfen die Gerichte mittels der Schutznormlehre,  ob die verletzte Vorschrift des objektiven Rechts auch den individuellen Interessen Einzelner zu dienen bestimmt ist und der Kläger zum Kreis der Begünstigten gehört.
 Die Schutznormlehre hat ihren Sinn:  die Tätigkeit der Gerichte wird auf die jeweils eigene Rechtsbetroffenheit der klagenden Partei konzentriert;  der Einzelne soll sich nicht zum Sachwalter fremder Interessen machen.

2. Verfahrensvorschriften als Schutznormen

Die Schutznormlehre hat auch bei der Interpretation von Verfahrensvorschriften zu gelten. Auch Verfahrensvorschriften können subjektive Rechte im Sinne von § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO enthalten. Dies gilt auch dann, wenn die Vorschriften nur relative Schutzrechte vermitteln, zur Gewährleistung einer dahinterstehenden materiellen Rechtsposition. § 46 VwVfG bestätigt diesen Zusammenhang, indem er einen – letztlich aus § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO abgeleiteten - Aufhebungsanspruch wegen (ergebnisrelevanter) Verfahrensfehlerhaftigkeit unterstellt. Könnte ein Verfahrensverstoß nie zu einer Rechtsverletzung mit Aufhebungsanspruch führen, hätte es der Ausschlussregel in § 46 VwVfG nicht bedurft.

§ 46 VwVfG macht also deutlich, dass die Zuerkennung einer subjektiven Verfahrensrechtsposition nicht zwingend mit dem Anspruch auf Aufhebung der verfahrensfehlerhaft zustande gekommenen Sachentscheidung einhergeht oder davon abhängt. Die drittschützende Wirkung einer Verfahrensvorschrift ist also von der Sanktionsfolge im Falle ihrer Verletzung zu trennen.
 Sie ist nicht auf die Fälle sog. absoluter Verfahrensrechte beschränkt. Hier herrscht allerdings immer noch große Unsicherheit oder jedenfalls begriffliche Ungenauigkeit:

Die Beschränkung drittschützender Verfahrensvorschriften auf Fälle absoluter Verfahrensrechte entspricht der älteren Rechtsprechung des BVerwG. Im Urteil vom 22. Februar 1980 – IV C 24.77 –
 führt das BVerwG aus, dass eine Verfahrensvorschrift hat nur dann drittschützende Wirkung haben kann, wenn sie  „den betroffenen Dritten in spezifischer Weise und unabhängig vom materiellen Recht eine eigene, nämlich selbstständig durchsetzbare verfahrensrechtliche Rechtsposition gewähren will.“

In der neueren Rechtsprechung des BVerwG wird die drittschützende Wirkung einer Verfahrensvorschrift nicht mehr an die Voraussetzung einer selbständig – unabhängig vom materiellen Recht – durchsetzbaren Verfahrensposition geknüpft. Vielmehr wird Verfahrensvorschriften eine Schutzwirkung zugunsten des Bürgers auch dann zuerkannt, wenn sie bloß relative Rechte zur Durchsetzung einer dahinterstehenden materiellen Rechtsposition gewähren. Aufhebungsansprüche entstehen bei Verfahrensverstößen dann aber erst bei möglichen negativen Auswirkungen auf das materielle Recht.

Den Unterschied zwischen der Zuerkennung einer drittschützenden Verfahrensrechtsposition und dem eigenständig zu beurteilenden Aufhebungsanspruch im Falle eines Verfahrensrechtsverstoßes hat besonders deutlich das BVerfG herausgestellt, u.z. gerade zum atomrechtlichen Genehmigungsverfahren, dem ja seit dem Mülheim-Kärlich-Beschluss Grundrechtsrelevanz zugesprochen wird. Das BVerfG teilt im Nichtannahmebeschluss der Kammer vom 22. März 2000 – 1 BvR 1370/93 –
 die Auffassung des BVerwG
, dass dem Kläger kein Aufhebungsanspruch zustand, und zwar wegen fehlender Ergebnisrelevanz des Verfahrensfehlers.  Wörtlich heißt es: „Ein Verstoß gegen drittschützendes [grundrechtsrelevantes] Verfahrensrecht [ist nicht] bereits hinreichende Bedingung für den materiellen Aufhebungsanspruch.“ 

Ob eine Verfahrensvorschrift den individuellen Interessen eines Beteiligten zu dienen bestimmt ist, ist also unabhängig von der Fehlerfolge im Falle ihrer Verletzung zu beurteilen. Zur Bejahung der drittschützenden Wirkung ist daher zu fragen, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang die jeweilige Verfahrensvorschrift den individuellen Interessen Einzelner zu dienen bestimmt ist und der Kläger zum Kreis der Begünstigten gehört. In Betracht kommen all diejenigen Vorschriften, die der Rechtsverteidigung oder Interessenwahrung der Betroffenen dienen.

a) Relative Verfahrensrechte

Die Bedeutung relativer Verfahrensrechte wird in der Rechtsprechung zunehmend anerkannt. Als Beispiele drittschützender Normen sind vor allem diejenigen Verfahrensregelungen zu nennen, die eine substantielle Beteiligung der von der Sachentscheidung in ihren materiellen Rechtspositionen betroffenen Bürger ermöglichen sollen. In der höchstrichterlichen Rechtsprechung werden etwa folgende Bestimmungen als drittschützend genannt:

· Vorschriften über die Beteiligung Betroffener im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren, allerdings nur zur Geltendmachung der jeweils eigenen Belange;

· Vorschriften über den Umfang auszulegender Unterlagen im förmlichen Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs. 2 Satz 2 BImSchG zwecks Ermöglichung einer substantiierten Anhörung;

· Anforderungen an die Vollständigkeit auszulegender Unterlagen in der eisenbahnrechtlichen
  oder der luftverkehrsrechtlichen
 Planfeststellung.
In seinem Urteil vom 26. September 2001 – 9 A 3/01 -
 (Abfertigungshalle Flughafen Tegel) hat das BVerwG sogar die fehlerhafte Wahl der Verfahrensart (Baugenehmigungs- statt Planfeststellungsverfahren) als Rechtsverletzung zu Lasten eines von dem Vorhaben betroffenen Nachbarn gewertet: Daraus, dass das Planfeststellungsverfahren rechtswidrig unterblieben sei, dürfe dem Drittbetroffenen keine Beeinträchtigung seiner materiellen Rechte (hier: Recht auf fehlerfreie Abwägung) erwachsen.

Weil die Feststellung eines – relativen – Verfahrensfehlers oft mit der Feststellung eines Defizits der Ermessens- oder Abwägungsentscheidung einhergeht, kann zusätzlich auch noch ein materieller Rechtsverstoß vorliegen. Wegen dieses Zusammenhangs vermeidet das BVerwG nicht selten eine eindeutige Festlegung, ob neben der Verletzung eines materiellen Rechts auch die Verletzung in einem Verfahrensrecht vorliegt.

b) Absolute Verfahrensrechte

Die Feststellung des drittschützenden Charakters einer Verfahrensvorschrift ist unproblematisch, wenn sie ein absolutes Verfahrensrecht beinhaltet. Eine solche, vom materiellen Recht unabhängige, selbst​ständig durchsetzbare verfahrensrechtliche Rechtsposition, ist bislang nur vereinzelt aner​kannt worden, und zwar in Fällen, in denen dem im Verwaltungsverfahren Beteiligten eine gerichtliche Überprüfung des Inhalts der Sachentscheidung nicht möglich war. Das ist zum einen für das – isolierte – Beteiligungsrecht der Naturschutzverbände vor Einführung des Verbandsklagerechts entschieden worden.
 Einer Gemeinde ist sogar ein Anspruch auf Durchführung eines luftverkehrsrecht​lichen Genehmigungsverfahrens – zwecks ordnungsgemäßer Beteiligung und Vornahme einer Abwägungsentscheidung – zuerkannt worden, weil Rechts​behelfe gegen das ungenehmigte Vorhaben wegen Einschränkungen infolge des NATO-Truppenstatuts ausgeschlossen waren.

Von absoluten Verfahrensrechten wird aber auch dann gesprochen, wenn dem Begünstigten eine Anfechtung der Sachentscheidung möglich ist, das Verfahrensrecht aber als so essentiell bewertet wird, dass ihm nur ein ergebnisunabhängiger Sanktionsanspruch gerecht werden kann. Als Musterbeispiel gilt das Einvernehmenserfordernis der Gemeinden bei Erteilung einer Baugenehmigung (§ 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB).

3. Europarechtliche Vorgaben

Die Bestimmung des subjektiven öffentlichen Rechts mittels der Schutznormlehre wird gerade im Hinblick auf die europäische Rechtsentwicklung als zu eng kritisiert.

Die Kritik betrifft zunächst die Normen des materiellen Rechts. Die deutsche Schutznormlehre müsse weiterentwickelt und dem europarechtlichen Ver​ständnis des subjektiven Rechts angenähert werden. Nach dem unionsrechtlichen Konzept der normativen Interessentenklage
 genüge zur Anerkennung eines subjektiven öffentlichen Rechts die Ausrichtung der Norm auf den Schutz personenbezogener Rechtsgüter (z.B. Gesundheit von Menschen) und die Betroffenheit in dem geschützten Gut.
 Darüber hinaus entspreche es europäischer Rechtsentwicklung, die tradierte Beschränkung des subjektiven Rechts auf Fälle der Verfolgung eigener, individueller Interessen zugunsten einer funktionalen Subjektivierung aufzugeben und stattdessen schlicht nach der Verleihung von Rechtsmacht zur Durchsetzung des objektiven Norm​befehls zu fragen (Instrumentalisierung des Einzelnen zur effektiven Durchsetzung des objektiven Rechts).

a) Subjektivierung bei europarechtlich gebotenen Verfahrensvorschriften

Auch bei Vorschriften zum Verwaltungsverfahren stellt sich die Frage, ob das Europarecht weitergehende Möglichkeiten zur gerichtlichen Geltendmachung von Verfahrensverstößen verlangt. Zwar sind die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung des Verfahrensrechts autonom; diese Autonomie ist jedoch durch sachgebietsbezogene Vorgaben des Gemeinschaftsrechts und das Gebot zu dessen effektiver Durchsetzung  überformt.

Die Fragen stellen sich vor allem bei der Anwendung der Vorschriften zur Umweltverträglichkeitsprüfung, die als unselbständiger Teil des verwaltungsbehördlichen Verfahrens ausgestaltet ist (§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG). Maßgebliche Grundlage für die Zuerkennung von Klagerechten bei europarechtlich gebotenen Verfahrensvorschriften ist § 10a UVP-RL.

Aus dieser, auf die Aarhus-Konvention zurückgehenden Vorschrift wurde unter Heranziehung des EuGH-Urteils in Sachen Wells
 gefolgert, dem Einzelnen stehe zur effektiven Durchsetzung des Europarechts ein umfassendes Klagerecht im Sinne eines Vollüberprüfungsanspruchs der auch verfahrensrechtlichen Rechtmäßigkeit der angegriffenen Behördenentscheidung zu (funktionale Subjektivierung).

Bei dieser Deutung der europarechtlich gebotenen Klagebefugnis wurde indes übersehen, dass Art 10a UVP-RL zwischen betroffenen Einzelpersonen und Umweltverbänden differenziert.
 Dies ist jetzt durch das Trianel-Urteil des EuGH vom 12. Mai 2011 – C-115/09 –
 bestätigt worden. Darin hat der EuGH die europarechtliche Verpflichtung zur uneingeschränkten Geltendmachung unionsbezogenen Umweltrechts auf das Verbandsklagerecht beschränkt und zur Begründung ausdrücklich auf die – nur die Verbände betreffende - Fiktionsregelung in Art. 10 a Abs. 3 Satz 3 UVP-RL
 hingewiesen. 

Was den Rechtsschutz Einzelner anbelangt, hat der EuGH – obwohl von der Vorlagefrage nicht umfasst – ausdrücklich klargestellt, dass es dem nationalen Gesetzgeber freistehe, die Rechte, deren Verletzung ein Einzelner im Rahmen eines gerichtlichen Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung im Sinne von Art. 10 a UVP-RL geltend machen könne, auf subjektiv-öffentliche Rechte zu beschränken.

Dies wird man dahin zu verstehen haben, dass die Mitgliedstaaten nicht gezwungen sind, den zur betroffenen Öffentlichkeit gehörenden Einzelpersonen einen Vollüberprüfungsanspruch hinsichtlich aller europarechtlich gebotenen Verfahrensvorschriften einzuräumen, etwa mit dem Ziel einer funktionalen Instrumentalisierung des Einzelnen zur effektiven Durchsetzung des europäischen Umweltrechts.
  Zur Durchsetzung des objektiven Rechts und zum Ausgleich eventueller Vollzugsdefizite im Umweltrecht steht vielmehr die Verbandsklage zur Verfügung.

Art. 10a UVP-RL lässt es daher weiterhin zu, die Klagebefugnis von Einzelpersonen auf drittschützende Verfahrensvorschriften zu beschränken. Nach dem europarechtlichen Konzept der normativen Interessentenklage wird man dann aber nur einem Teil der UVP-Vorschriften Schutzcharakter zugunsten der betroffenen Nachbarschaft zuerkennen können, nämlich nur den auf personale Rechtsgüter bezogenen Vorschriften. Das sind die Regelungen, die sich auf Ermittlungen zum Schutzgut „Mensch“ beziehen.

b) Umweltrechtsbehelfsgesetz

Der Bundesgesetzgeber hat im Umweltrechtsbehelfsgesetz Regelungen zur Einklagbarkeit von Verfahrensverstößen getroffen, die auch die subjektive Rechtsstellung von Privatpersonen betreffen. 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 UmwRG kann die Aufhebung der Sachentscheidung verlangt werden, wenn eine erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung oder eine erforderliche UVP-Vorprüfung gänzlich unterblieben ist. Die neben den Verbänden auch für Privatpersonen geltende Vorschrift (§ 4 Abs. 3 UmwRG) wird als Zuerkennung eines subjektiven Rechts des Einzelnen auf UVP bzw. UVP-Vorprüfung verstanden, und zwar im Sinne eines absoluten Verfahrensrechts.

IV. Ergebniskontrolle statt verfahrensbegleitendem Rechtsschutz

§ 44 a VwGO verbietet eine unmittelbare Befassung der Gerichte mit einzelnen Verfahrenshandlungen zugunsten der retrospektiven Überprüfung der Sachentscheidung.

Mit der Regelung soll eine Mehrspurigkeit von Verwaltungsprozessen und eine aus nachträglicher Sicht eventuell unnötige Inanspruchnahme gerichtlichen Rechts​schutzes vermieden, die Verfahrensherrschaft der Behörde vor Abschluss des Verfahrens gesichert und generell einer Verlängerung des Verwaltungsverfahrens entgegengewirkt werden.
  Die Entscheidung darüber, in welchem Verfahrens​stadium Handlungen oder Unterlassungen angefochten werden können, obliegt dem Gesetzgeber. Insofern lässt auch das Europarecht die Entscheidungskompetenz der Mit​gliedstaaten unberührt (vgl. § 10 a Abs. 3 UVP-RL).

Kommt einzelnen Verfahrensvorschriften nach der Entscheidung des Gesetzgebers die Bedeutung absoluter Verfahrensrechte zu, etwa weil ihnen eine nichtinstrumentelle, akzeptanzfördernde Wirkung beigemessen wird,
 ist zu erwägen, § 44 a VwGO aus systematischen Gründen einschränkend auszulegen und einen verfahrensbegleitenden Rechtsschutz zuzulassen. Denn die Beachtung dieser Vorschrift erfüllt dann einen Selbstzweck, unabhängig vom späteren Inhalt der Sachentscheidung. 

V. Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern

Die Geltendmachung von Verstößen gegen drittschützende Vorschriften des Verwaltungsverfahrens bleibt dann erfolglos, wenn die Vorschriften bloß relative Verfahrensrechte gewähren und ihre Verletzung für die Sachentscheidung unbeachtlich ist. 

Die Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern ergibt sich – vorbehaltlich spezieller Regelungen im jeweiligen Fachrecht – aus § 46 VwVfG. Hiernach entfällt der Aufhebungsanspruch im Falle der Verletzung von Vorschriften u.a. über das Verfahren, wenn die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat, wobei die fehlende Kausalität für die Sachentscheidung offensichtlich sein muss. 

Die Vorschrift selbst, mehr aber noch die Art und Weise ihrer Anwendung durch die Gerichte ruft seit Jahrzehnten heftige Kritik hervor.
 Durch eine allzu groß​zügige Anwendung der Norm werde der Eigenwert eines ordnungsgemäß in Einklang mit den Verfahrensvorschriften durchgeführten Verfahrens verkannt. Zudem bestehe die Gefahr eines „laxen Umgangs“ der Behörden mit dem Verfahrensrecht.

Um die Gründe für die Unbeachtlichkeit zutreffend beurteilen zu können, muss zwischen den Fällen tatsächlicher und rechtlicher Alternativlosigkeit der getroffenen Sachentscheidung unterschieden werden. 

1. Fälle tatsächlicher Alternativlosigkeit der Sachentscheidung

Nach dem Wortlaut von § 46 VwVfG in der heutigen Fassung kommt es für die Beachtlichkeit des Verfahrensfehlers nur auf die tatsächliche Möglichkeit einer anderen Sachentscheidung an. So ist der Verfahrensfehler unbeachtlich, „wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat.“  Die Vorschrift wird nach allgemeiner Meinung aber als Erweiterung der früheren Regelung verstanden, die auf die Fälle rechtlicher Alternativlosigkeit bezogen war.

a) Interesse an der Unbeachtlichkeit „unwesentlicher“ Verfahrensfehler 

Der Ausschluss des Aufhebungsanspruchs bei tatsächlicher Alternativlosigkeit nach § 46 VwVfG hat seine Berechtigung. Die Unbeachtlichkeit „unwesentlicher“ Verfahrensfehler ermöglicht eine endgültige Entscheidung in der Sache, was im wohlverstandenen Interesse des Klägers liegen dürfte, erweist sich die Aufhebung der Sachentscheidung wegen eines Verfahrensfehlers doch oft als „Pyrrhussieg“. Dies hat auch bei Drittanfechtungs​klagen zu gelten, wenn dem Dritten nicht nur an der Verzögerung des angegriffenen Vor​habens gelegen ist. Bei der Drittanfechtungssituation müssen zusätzlich auch die Belange des Genehmigungs​empfängers und dessen Interessen an der zügigen Realisierung seines - als materiell rechtmäßig und sachrichtig bewerteten - Vorhabens mit in den Blick genommen werden.

Es wundert deshalb nicht, dass sich Regelungen über die Unbeachtlichkeit von „unwesentlichen“ – nicht ergebnisrelevanten – Verfahrensfehlern bereits im unge​schriebenen Recht vor Erlass des Verwaltungsverfahrensgesetzes finden,
 aber auch in ausländischen Rechtsordnungen, etwa von England und Frankreich,
 bis hin zum Gemein​schaftsrecht der europäischen Union.

Als Beispiel für einen in diesem Sinne unwesentlichen Fehler ist etwa an den Fall zu denken, bei dem einem Betroffenen die Äußerungsmöglichkeit vorenthaltenen wird, etwa weil die Frist zur Auslegung der Planungsunterlagen um einen Tag zu kurz bemessen war. Stellt sich heraus, dass die von dem Kläger nachträglich im verwaltungs​gerichtlichen Verfahren vorgebrachten Argumente sämtlich im Verwaltungsverfahren – etwa von anderen Beteiligten – zur Sprache gekommen und von der Behörde abgearbeitet worden sind und ist deren Sachentscheidung nicht zu beanstanden, dann entspricht es der Verfahrensökonomie, den Fehler der verkürzten Auslegungsfrist als nicht wesentlich zu bewerten. Das Bundesverfassungsgericht hat in einem ähnlichen Fall auch aus der Grundrechts​relevanz der Vorschriften über die Öffentlichkeitsbeteiligung – es handelte sich um ein atomrechtliches Genehmigungsverfahren – nicht die Folgerung eines zwingenden Auf​hebungsanspruchs gezogen.

Was die Abgrenzung wesentlicher von unwesentlichen Verfahrensfehlern anbelangt, betont der Wortlaut des § 46 VwVfG geradezu die Sachrichtig​keitsfunktion eines ordnungsgemäß durchgeführten Verwaltungsverfahrens. Wenn näm​lich die Irrelevanz des Verfahrensfehlers nicht mit der gebotenen Offensichtlichkeit festge​stellt werden kann, bleibt der Aufhebungsanspruch bestehen, sofern die verletzte Verfahrensvorschrift ein (relatives) Verfahrensrecht des Klägers beinhaltet.

b) Anwendung der Unbeachtlichkeitsklausel

Entscheidend ist mithin die Anwendung der Unbeachtlichkeitsklausel im Einzelfall. Hier verlangt das BVerwG mit seinem – heftig kritisierten – Merkmal der „konkreten Möglichkeit“ einer anderen Sachentscheidung eine am jeweiligen Fall orientierte Betrachtung, die sich nicht lediglich mit der theoretischen Möglichkeit einer alternativen Entscheidung begnügt. Vom Richter wird verlangt, sich auf die konkret getroffene Sachentscheidung einzulassen und ihre tragenden Erwägungen nachzuvollziehen.

Bleibt sich der Richter der Grenzen seiner eigenen Sachkunde bewusst, führt die Formel von der „konkreten Möglichkeit“ zu vernünftigen Ergebnissen, mit denen kleinere, eindeutig nicht ergebnisrelevante Fehler als unerheblich aussortiert werden können. Der Gefahr, dass der Richter sich gerade bei Entscheidungen mit Ermessens-, Beurteilungs- oder Planungsspielräumen zum Ersatzentscheider auf​schwingt, ist das Bundesverwaltungsgericht selbst entgegengetreten, wenn es im Urteil zum Flugplatz Memmingen formuliert: 

„Die Möglichkeit, dass das Abwägungsergebnis bei korrektem Vorgehen [streitig war die UVP] anders ausgefallen wäre, [darf] nicht leichthin von der Hand gewiesen werden.“

2. Absolute Verfahrensrechte

Beeinhaltet eine Verfahrensvorschrift ein absolutes Verfahrensrecht, so geht dieser Regelungsinhalt als spezielle Vorschrift der allgemeinen Norm des § 46 VwVfG vor.
  Die Anerkennung als absolutes Verfahrensrecht kann ausdrücklich geschehen, wie jetzt in § 4 Abs. 1 UmwRG. Ansonsten ist durch sorgfältige Auslegung der jeweiligen Vorschrift zu ermitteln, ob mit ihrer Beachtung ein von dem konkreten Inhalt der Sachentscheidung unabhängiger Zweck verfolgt wird oder ob ihre Befolgung – vergleichbar einem absoluten Revisionsgrund – als essentiell anzusehen ist. 

3. Fälle rechtlicher Alternativlosigkeit der Sachentscheidung

In den Fällen rechtlicher Alternativlosigkeit beruht die Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern darauf, dass – in den Worten der ursprünglichen Fassung des § 46 VwVfG - „keine andere Entscheidung in der Sache hätte getroffen werden können“. Diese Fallgruppe verweist auf die Rechtsfigur der „gebundenen Entscheidung“ bzw. auf Fälle der Reduzierung des Ermessens- oder Beurteilungsspielraums auf Null und damit letztlich auf das materielle Recht. 

a) Rechtsfigur der „gebundenen Entscheidung“

Bei gebundenen Entscheidungen liegt die Unbeachtlichkeitsfolge nicht darin begründet, dass tatsächlich nur eine richtige Entscheidung möglich ist. Die Unbeachtlichkeitsfolge beruht in diesen Fällen vielmehr auf der rechtlichen Setzung, dass den Gerichten eine Letztentscheidungskompetenz hinsichtlich der materiell-rechtlichen Richtigkeit der Sachentscheidung zuerkannt wird. Stimmt die Anwendung des materiellen Rechts durch das Gericht mit derjenigen der Behörde überein, wird der Fehler im Verwaltungsverfahren durch das ordnungsmäße Gerichtsverfahren „überholt“. Die Verletzung des Verwaltungsverfahrensrechts hat sich gleichsam erledigt.

Die Rechtsfigur der gebundenen Entscheidung stößt auf Kritik. Bemängelt wird das Konzept einer materiell zwingend vorgegebenen Rechtslage, die mittels Subsumtionstechnik festgestellt werden kann. 

Im Rahmen der Diskussion um eine Prozeduralisierung des Verwaltungsrechts
 sollte aber bedacht werden, ob die allzu großzügige Preisgabe einer inhaltlichen Steuerung des Behördenhandelns durch klare, vor Gericht einklagbare materiell-rechtliche Standards nicht zu einer Schwächung der Rechtsstellung des Bürgers gegenüber der Verwaltung führt. Fehling hat jüngst die weitreichende materiell-rechtliche Determinierung der Verwaltung als eine bewahrenswerte rechtsstaatliche Errungenschaft aus der ersten Phase des deutschen Nachkriegsverwaltungsrechts bezeichnet.

Umgekehrt bleibt einzuräumen, dass die Vorstellung, der Richter werde (oder könne) den Tatsachenstoff vollkommen eigenständig erfassen und bewerten und sich nicht auf eine bloß nachvollziehende Kontrolle der Behörden​entscheidung beschränken, umso größeren Bedenken begegnet, je komplexer der Sachverhalt ist. Hier ist eine Lockerung der gerichtlichen Pflicht zur Spruchreifmachung des Falls über § 113 Abs. 3 VwGO hinaus angezeigt
; als Beispiel kann die Rechtsprechung zum Verzicht auf Spruchreifmachung bei sog. „steckengebliebenen Genehmigungsverfahrens“ dienen.

b) Vereinbarkeit mit Europarecht

Diese deutsche Konzeption einer materiell zwingend vorgegebenen Rechtslage, die mittels Subsumtionstechnik festgestellt werden kann, ist den anderen Rechtsordnungen in Europa und auch dem europäischen Recht fremd.
 Das europäische Recht weist eine geringere materiell-rechtliche Steuerung des Behördenhandelns auf und setzt auf die Sachrichtigkeit der Entscheidung als Ergebnis der Kooperation der Beteiligten eines ordnungsgemäß durchgeführten Verwaltungsverfahrens.
 Dies schließt die Unbeachtlichkeit von Verfahrensfehlern nicht aus, beschränkt sie aber auf Fälle tatsächlicher Alternativlosigkeit der getroffenen Sachentscheidung.

Problematisch ist die Annahme rechtlicher Alternativlosigkeit der Sachentscheidung, wenn das Europarecht zwingend einen Entscheidungsspielraum der Behörde verlangt und diesen Spielraum durch Vorschriften zum (auch inneren) Verfahren eingehegt wissen will.
 Das Problem stellt sich etwa bei der Integration des europäischen UVP-Rechts (mit seinen Vorgaben zu Ermittlung, Bewertung und Berücksichtigung der Auswirkungen eines Projekts auf die untersuchten Schutzgüter, Art. 3 und 8 UVP-RL) in das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren mit seiner gebundenen Erlaubnis.
 Hier ist es in erster Linie die Aufgabe des Gesetzgebers, zu einer Harmonisierung des nationalen Rechts mit der europäischen Rechtsentwicklung zu gelangen, was gegebenenfalls Anpassungen im materiellen Recht mit einschließt.

Im Übrigen bietet es sich bei Aufrechterhaltung gebundener Entscheidungen an, europarechtlich zwingenden Verfahrensvorschriften den Charakter absoluter Verfahrensrechte zuzuerkennen, so dass § 46 VwVfG ausgeschlossen wäre. Dieser Weg ist – wie bereits erwähnt - in § 4 Abs. 1 UmwRG beschritten worden, allerdings nur hinsichtlich des gänzlichen Unterbleibens einer erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer erforderlichen UVP-Vorprüfung.

VI. Heilung  von Verfahrensfehlern

Verstöße gegen die in § 45 Abs. 1 VwVfG näher bezeichneten Vorschriften zum Verwaltungsverfahren werden auf den Rechtsbehelf des Einzelnen hin auch dann nicht geahndet, wenn sie geheilt wurden.

Die Heilung erfolgt durch Nachholung der unterbliebenen oder fehlerhaft durchgeführten Verfahrenshandlung. Der Gesetzgeber hat diese Heilungsmöglichkeit in § 45 Abs. 2 VwVfG bis zum Abschluss der letzten Tatsacheninstanz im verwaltungsgerichtlichen Ver​fahren erweitert. Auch diese Vorschrift dient der Verfahrensökonomie. Weil der Normbefehl der Verfahrensvorschrift mit der Nach​holung der gebotenen Verfahrenshandlung Beachtung findet, ist diese Fehlerfolgenregelung geringeren Bedenken ausgesetzt als die Regelung in § 46 VwVfG.
 Sie unterliegt auch beim indirekten Vollzug des Gemeinschaftsrechts keinen grundlegenden Zweifeln. 

Lediglich die Heilungsmöglichkeit noch im gerichtlichen Verfahren stößt auf Bedenken, insbesondere bei deren Anwendung auf europarechtlich zwingende Verfahrensvorschriften.

VII. Schluss

Die Ausführungen sollten gezeigt haben, dass die Verwaltungsrichter nicht unsensibel für die Anforderungen des Verwaltungsverfahrensrechts sind. Sie sind aber natürlich an die Vorgaben unseres Systems des subjektiven Rechtsschutzes gebunden. Darin haben die Verfahrensvorschriften grundsätzlich nur eine relative Schutzwirkung. In diesem Rahmen wird die Bedeutung eines ordnungsgemäßen Verfahrens für die Richtigkeit der Sachentscheidung aber keineswegs verkannt.

�Der Beitrag geht auf einen Vortrag auf der Herbsttagung der Arbeitsgemeinschaft für Verwaltungsrecht – Landesgruppe NRW – am 2. Dez. 2011 in Münster zurück.


�Häberle, VVDStRL 30 (1972), S. 43 [80 ff.]


�BVerfG, Beschluss vom 20. Dezember 1979 – 1 BvR 385/77 –, BVerfGE 53, 30 [65 f.]


�Vgl. Gesetz vom 12.9.1996, BGBl. I., 1354; Hermann Pünder, in: Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl. 2010, § 13 Rn. 8 m.w.N.


�Zuletzt: Christian Quabeck, Dienende Funktion des Verwaltungsverfahrens und Prozeduralisierung, 2010.


�Vgl. NVwZ 2011, 859.


�Zuletzt: Jörg Berkemann, NuR 2011, 780.


� Vgl. zuletzt: Christian Ouabeck, a.a.O., S. 276 [„verhaltene Rechtsprechung“] und durchgehend.





� Vgl. JanZiekow, VwVfG, 2. Aufl. 2010, § 9 Rn. 3; Hermann Pünder, in: Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl. 2010, § 13 Rn.1.


�Vgl. Ziekow, a.a.O., § 9 Rn.5.


� Vgl. Jürgen Held, Der Grundrechtsbezug des Verwaltungsverfahrens, 1984,  S. 19 f.


� vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Oktober 2008 -4 C 5/07-[Konversion Militärflugplatz Weeze-Laarbruch], BVerwGE 132, 123 [Rn. 16]: Verletzung des Anspruchs auf gerechte Abwägung wegen unterbliebener UVP.


� Vgl. Quabeck, a.a.O., S. 1 und S. 120 f.


� Der weite Verfahrensbegriff des EU-Rechts hat inzwischen allerdings auch Eingang ins deutsche Recht gefunden, wenn in § 2 Abs. 3 BauGB das Gebot zur Ermittlung und Bewertung der abwägungsbeachtlichen Belange als Verfahrensnorm ausgestaltet wird (§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB); hierzu: BVerwG, Urteil vom 9. 4.2008-4 CN 1/07-, UPR 2009,59 [Rn.22].


�Vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Oktober 2008 -4 C 5/07-[Konversion Militärflugplatz Weeze-Laarbruch],BVerwGE 132, 123 [Rn. 16], wo eine unzureichende UVP-Vorprüfung als Verstoß gegen das materielle Abwägungsgebot gewertet wird.


� Vgl. hierzu: Klaus Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2010, § 8 Rn. 6 (prozeduraler Charakter der UVP), § 10 Rn. 56 f. (integriertes Genehmigungsverfahren zur flexiblen Erarbeitung von Qualitätsstandards).


� Vgl. Quabeck, a.a.O., S. 1 und S. 281 ff.


� So auch Quabeck, a.a.O., S. 284.


�So: Michael Fehling, VVDStRL 70 (2011), 278 [281]; Martin Burgi, DVBl. 2011, 1317; auch: Quabeck, a.a.O., S. 8.


�Fehling, a.a.O., S. 282 f.; Burgi, a.a.O., S. 1318.


�Vgl. die angelsächsischeMaxime: „ Justice should not only be done but […] seen to be done.”,zitiertnach Fehling, a.a.O., S. 283.


� Vgl. Klaus Schönenbroicher, VBlBW 2010, 466; Walter Leisner, NJW 2011, 33; Wulfhorst, DÖV 2011, 581; Stüer/Buchsteiner, UPR 2011, 335.


�So auch: Burgi, a.a.O., S. 1324.


� Vgl. zur französischen Konzeption der objektiven Rechtskontrolle, die durch einen betroffenen Interessenten lediglich initiiert wird: Scherzberg, a.a.O., Rn. 41 ff; Rainer Wahl, in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, vor § 42, Rn. 7 und 17 ff.; Thomas von Danwitz, Europäisches Verwaltungsrecht, 2008, S. 59 ff. [61].


�Zur normativen Bestimmung des subjektiv öffentlichen Rechts: Arno Scherzberg,in: Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl. 2010, § 12 Rn. 41 f.; Friedrich Schoch, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd 3, 2009, § 50 Rn. 136.


� Vgl. Friedhelm Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 8. Aufl. 2011, § 14 Rn. 60.


� Vgl. BVerwG, Urteil vom 12. August 2009-9 A 64/07-,NuR 2010, 276 [LS 1].


� Vgl. Hufen, a.a.O., § 14 Rn. 72 ff.


� Vgl. BVerwG, Urteil vom 9. November 2006 -4 A 2001/06- [Flughafen Leipzig-Halle], NVwZ 2007, 445 und juris, Rn. 20 und 22


� Für diese Trennung: Rainer Wahl/Peter Schütz, in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 42 Abs. 2 Rn. 81; Jost Pietzcker, JZ 1991, 670.


�NJW 1981, 239.


�a.a.O., juris, Rn. 26; ähnlich: BVerwG, Urteil vom 29. Mai 1981 – IV C 97.77 –,BVerwGE 62, 243. 


�Vgl. BVerwG, Urteil vom 21. April 1999 – 11 A 50/97 – (eisenbahnrechtliche Planänderung), NVwZ-RR 1999, 725 und juris, Rn. 26 bis 28; zuvor bereits:  Urteil vom 22. Oktober 1982 – 7 C 50.78- (förmliches Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs. 2 Satz 2 BImSchG), NJW 1983, 1507 und juris, Rn. 16.


�NVwZ-RR 2000, 487 (verfahrensfehlerhafter Ausschluss vom Erörterungstermin).


�BVerwG, Beschluss vom 12. Juli 1993 – 7 B 114.92 –, NVwZ-RR 1994, 14 und juris, Rn. 3


� a.a.O., und juris, Rn. 2.


� Vgl. BVerwG, Beschluss vom 28. Mai 1985 -7 B 116/85-, NVwZ 1985, 745 [LS]. 


�BVerwG, Urteil vom 22. Oktober 1982 -7 C 50/78-, NJW 1983, 1507 und jurisRn. 15;zum immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren: UlrichStorost, in: Ule/Laubinger, BImSchG, § 10, Rn. H 3.


�BVerwG, Beschluss vom 26.  August 1998 -11 VR 4/98-, NVwZ 1999, 535 und juris, Rn. 6 und 7.


�BVerwG, Urteil vom 9. November 2006 –4 A 2001/06- [Flughafen Leipzig/Halle],NVwZ 2007, 445 und juris, Rn. 20, 22 und 28; vgl. auch OVG RP, Urteil vom 21. Mai 2008 – 8 A 10911/07.OVG – [Militärflughafen Ramstein], LKRZ 2008, 314 und juris, Rn. 60 ff.


�BVerwGE 115, 158 und juris, Rn. 25; vgl. jüngst: BayVGH, Urteil vom 25.11.2010 -9 B 10.531-, BauR 2011, 1644 (Baugenehmigung, verfahrensfehlerhaft im vereinfachten Genehmigungsverfahren).


� Das BVerwG hat im Beschluss vom 23.11.2010 -4 B 37/10- [BauR 2011, 658 und juris, Rn. 6 f] offen gelassen, ob das fehlerhaft unterbliebene förmliche Genehmigungsverfahrens nach § 10 BImSchG eine Rechtsverletzung darstellt, weil aufgrund der gebundenen Entscheidung  eine Verletzung materieller Rechte auszuschließen war.





�Vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Oktober 2008-4 C 5/07-[Konversion Militärflugplatz Weeze-Laarbruch], BVerwGE 132, 123,Rn. 14 f und 27 sowie Rn. 16 und LS 1. 








� Vgl. BVerwG, Urteil vom 31. Januar 2002 -4 A 15/01-, NVwZ 2002, 1103 [1105] – Partizipationserzwingungsklage –.


� Vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 1988 -4 C 40/86-, BVerwGE 81, 95 und juris, Rn. 25, 42, 45 und 50.


� Vgl. BVerwG, Beschluss vom 5.3.1999 -4 B 62/98-, BauR 1999, 1281; Jan Ziekow, VwVfG, 2. Aufl. 2010, § 46, Rn. 7.


� Vgl. Scherzberg, a.a.O., § 12, Rn. 32 ff. und 41 ff.


�VGl.Fahrbach, AbfallR 2011, 180 [182].


� Vgl. den Überblick bei Schoch, a.a.O., § 50 Rn. 133 ff. [zusammenfassend Rn. 161]; zum Gemeinschaftsrecht: Klaus FerdinandGärditz, JuS 2009, 385 [389 f.]; zur großzügigen Bejahung einer Schutzwirkung durch den EuGH: Urteil vom 25. Juli 2008 –C-237/07-, NVwZ 2008, 984 – Janecek – [Anspruch auf Erlass eines Aktionsplans zur effektiven Durchsetzung der Feinstaubrichtlinie].


� Vgl. Scherzberg, a.a.O., § 12 Rn. 45; zum Konzept funktionaler Subjektivierung: Schoch, a.a.O., § 50 Rn. 154; zur Herleitung des Klagerechts unmittelbar aus dem Effektivitätsgebot : Jan Ziekow, NVwZ 2010, 793 [794].


�Vgl. Oliver Dörr, in: Sodan/Ziekow, VWGO, 3. Aufl. 2010, Europäischer Verwaltungsrechtsschutz, Rn. 226 und 233 m.w.N.; .


�EuGH, Urteil  vom 7. Januar 2004 – C 201/02 –,NVwZ 2004, 593.


�vgl. Felix Ekardt, NuR 2006, 221 [224]


�So deutlich: Schlussanträge der Generalanwältin Eleanor Sharpston vom 16. Dez. 2010 -Rs. C-115/09- [Vorlage OVG NRW zu § 2 Abs. Nr. 1 UmwRG], Rn 60 ff; ebenso: GünterHalama, in: Berkemann/Halama, Handbuch zum Recht der Bau- und Umweltrichtlinien der EG, 2008, S. 763 (Erläuterung H Rn. 316).


�DVBl. 2011, 757.


�„Derartige Organisationen gelten … als Träger von Rechten, die im Sinne von Abs. 1 Buchst. b dieses Artikels verletzt werden können.“


�EuGH, Urteil vom 12. Mai 2011, a.a.O., Rz. 45.


�Anders noch: OVG NRW, Urteil vom 3. Januar 2006 -20 D 118/03.AK- [Weeze-Laarbruch],NVwZ-RR 2007,89 und juris, Rn. 98; auch:OVG RP, Beschluss vom 25. Januar 2005 -7 B 12114/04-, NVwZ 2005, 1208; dagegen: OVG RP, Urteil vom 29. Oktober 2008 -1 A 11330/07-, LKRZ 2009, 227; Urteil vom 12.5.2011 -1 A 11186/08-, NVwZ-RR 2011, 759.


�So: Durner, a.a.O., S. 763; Berkemann, DVBl. 2011, 1253 [1260].


� So: Gärditz, a.a.O., S. 390; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 15. Dez. 2006 -7 C 6/06-, BVerwGE 127,272 und juris, Rn. 19.


� Vgl. Jan Ziekow, NVwZ 2007, 259 [261]mit Zweifeln, ob dies europarechtlich geboten war; Martin Kment, NVwZ 2007, 274 [276].


� Vgl. Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 3. Aufl. 2010, § 44 a Rn. 4 und 14; Eyermann/Geiger, VwGO, 13. Aufl. 2010, § 44 a Rn. 1; Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 8. Aufl. 2011, § 23 Rn. 20.


�Vgl. Burgi, DVBl. 2011, 1317 [1324].


� Vgl. den Überblick bei Held, a.a.O., S. 143 ff. m.w.N.; zuletzt etwa: Erbguth, DÖV 2009, 921 [927].


� Vgl. Hermann Pünder, in: Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl. 2010, § 14 Rn. 63.


�Zur Entstehungsgeschichte: Pünder, a.a.O., Rn 64.


�Zur grundsätzlichen Gleichwertigkeit der Rechtspositionen des Genehmigungsempfängers und des Drittbetroffenen: BVerfG, Kammerbeschluss vom 1. Oktober 2008 -1 BvR 2466/08-, BauR 2009, 1285, Rn. 18 – Eilrechtsschutz –.


� Vgl. BVerwG, Urteil vom 10. April 1968 -IV C 227.65-, BVerwGE 29, 282 [284]; Karl August Bettermann, DVBl. 1963, 826 [827]; vgl. ferner den Überblick bei Held, a.a.O., S. 196; das BVerwG sieht das Kausalitätserfordernis bis heute neben seiner Positivierung in § 46 VwVfG als ungeschriebenen allgemeinen Grundsatz an: so BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 2007 - 4 C 9/06- [Flugplatz Memmingen], BVerwGE 130, 83 [Rn. 43] – zum Fachplanungsrecht –. 


� Vgl. Pünder, a.a.O., § 13 Rn. 23 f. m.w.N.; Schoch, a.a.O., § 50 Rn. 301 „europäischer Standard“; Michael Fehling, VVDStRL 70 (2011), 278 [292 ff].


� Vgl. Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 67; Ziekow, NVwZ 2007, 259 [264]; Quabeck, a.a.O., S. 131 – 135 und S. 110 f zum Eigenverwaltungsrecht; Fehling, ebenda.


�BVerfG, Kammerbeschluss vom 22. März 2000 -1 BvR 1370/93-, NVwZ-RR 2000, 487 und juris, Rn. 2


�Zur Rechtsfolge des § 46 VwVfG: Ziekow, VwVfG, 2. Aufl. 2010, § 46 Rn. 13; Franz Schemmer, in: Bader/Ronellenfitsch, VwVfG, 2010, § 46 Rn. 44; Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 66.


� Vgl. BVerwG, Urteil vom 12. April 2000-11 A 18/98-, BVerwGE 111, 108 und juris, Rn. 99 („realistische Betrachtungsweise“),  dort zum Abwägungsdefizit.


�BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 2007 - 4 C 9/06-,BVerwGE 130, 83 [Rn. 43].


�Vgl. BVerwG, Urteil vom 27. Mai 1981 - 8 C 13/80-, NJW 1982, 120; Ziekow, VwVfG, 2. Aufl. 2010, § 46 Rn. 7; Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 65.


� Vgl. Michael Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 7. Aufl. 2008, § 46 Rn. 64; Schemmer, ebenda; Held, a.a.O., S. 244.


�Hierzu instruktiv: Quabeck, a.a.O., S. 281 ff und durchgehend.


�VVDStRL 70 (2011), 278 [329].


�Vgl. Fehling, a.a.O., S. 303.


� Vgl. OVG RP, Urteil vom 11. Mai 2005 - 8 A 10281/05-,BauR 2005, 1606; OVG NRW, Urteil vom 3. Februar 2011 -2 A 1416/09-, DVBl. 2011, 560;Eyermann/Schmidt, VwGO, 13. Aufl. 2010, § 113 Rn. 39.


� Vgl. Fehling,   a.a.O., S. 304 ff.; Ulrich Stelkens, DVBl. 2010, 1078 [1085];KlausMeßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2010, § 10 Rn. 17.


� Vgl. etwa: Meßerschmidt, a.a.O., zum Entscheidungskonzept nach der IVU-Richtlinie: § 10 Rn. 56 f.


� Vgl. Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 67 zum „harmlesserrorprinciple“ und zur strengeren Rechtsprechung des EuGH; Quabeck, a.a.O., S. 131 ff.


�Zum Verbot vollständiger materiell-gesetzlicher Programmierung im Telekommunikationsrecht: Fehling,  a.a.O., S. 284 [Fn. 18].


�Vgl. BVerwG, Beschluss vom 23.11.2010 -4 B 37.10-, BauR 2011, 658 (rechtswidriges Unterbleiben eines förmlichen Genehmigungsverfahrens wegen gebundener Entscheidung unbeachtlich).


� Vgl. Stelkens, a.a.O., S. 1085; Meßerschmidt, a.a.O., § 8 Rn. 129 – zur UVP-RL –, § 10 Rn. 19 – zur IVU-RL –.


�Zum Verständnis der UVP-Anforderungen als relative Verfahrensrechte: BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 2007- 4 C 9/06- [Flugplatz Memmingen], BVerwGE 130, 83 [Rn. 43]; a.A. OVG RP, Beschluss vom 25. Januar 2005 -7 B 12114/04-, ZfBR 2005, 487 – absolutes Verfahrensrecht –. 


� Vgl. Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 58; Ziekow, VwVfG, 2. Aufl. 2010, § 45 Rn. 18


� Vgl. die Nachweise der Rechtsprechung des EuGH zum Eigenverwaltungsrecht bei Pünder, a.a.O., § 14 Rn. 62; Schoch, a.a.O., § 50 Rn. 310; Quabeck, a.a.O., S. 136 f; Fehling, a.a.O., S. 326.





